
Bundesregierung erlässt
Bundeskinderschutzgesetz

in Kraft seit: 01.01.2012
Bundeskinderschutzgesetz ist ein 

„Artikelgesetz“. Es ist eine Sammlung an 
Gesetzesartikeln, die in anderen 

Gesetzbüchern geändert oder 
hinzugefügt werden.

Das BuKiSchuGe ändert verschiedene 
Gesetze mit dem Ziel Kinder zu 

schützen, wie:
- Früher Hilfen

- Familienhebammen
- Berufsgeheimnispflicht

- Ausschluss vorbestrafter Personen
- u.A.

Führungszeugnisse geregelt durch:

SGB VIII - §72a

Das Gesetz gibt vor, dass die öffentlichen 
Träger der Jugendhilfe (Jugendamt) auf die 

freien Träger (bspw. Jugendverband) zugehen 
müssen um eine Vereinbarung zu treffen, wie 

Vorlage der FZ bei EA ablaufen wird.

Wichtig ist zu wissen, dass das Gesetz die 
Verantwortlichen vor Ort in die Pflicht nimmt 
(so wie bspw. beim Umgang mit den Gesetzen 

zum Umgang mit Alkohol).

Die Vereinbarung der Träger gibt lediglich vor, 
von welchen Ehrenamtlichen die 

Verantwortlichen vor Ort das Führungszeugnis 
einholen müssen.

Öffentliche Träger der Jugendhilfe sind 
verpflichtet auf die freien Träger zuzugehen: 
Kommunale Jugendämter müssen mit den 

freien Trägern in ihrem Bereich Kontakt 
aufnehmen um eine Vereinbarung zu treffen.

Vereinbarung des Landesjugendamt soll 
eingesetzt werden.

Es wurde entschieden auf Landesebene einen Vereinbarungs-Entwurf zu verhandeln, der 
dann von allen anderen Ebenen übernommen werden soll. Die Verhandlungen wurden in 
Rheinland-Pfalz und im Saarland geführt. Die Vereinbarungen sind unterzeichnet worden.

Landesverband
für Bistum Trier: 

Katholisches Büro
Landesjugendamt

Saarland:
„Trägervereinbarung“

Rheinland-Pfalz:
„Rahmenvereinbarung“

Freie Träger der Jugendhilfe
(Verbände, Vereine, Pfarreien)

Vereinbarung auf Landesebene 
gilt für alle Einrichtungen und 

Verbände des Bistum Trier (durch 
Unterschrift des kath. Büros)

Ausnahmen sind Einrichtungen 
und Verbände in eigener 
juristischer Trägerschaft

kontaktiert

vereinbaren miteinander

Verantwortliche vor Ort

Erstellen Listen für Notar 
(wer muss vorlegen) und 
überprüfen ob vorgelegt 

worden ist (Anfrage Notar/
Verband)

verpflichtet 
zur Umsetzung

 im Sinne 
der Vereinbarung

Es kann sein, das Jugendämter sich 
direkt an Gruppe vor Ort wenden. In 

dem Fall auf unterschriebene 
Vereinbarung (kath. Büro) und 

Diözesanverband/BGV verweisen.

Verbände mit eigener juristischer 
Trägerschaft müssen die 

Vereinbarungen selbst abschließen!

Notar

kontaktiert evtl. direkt

Ehrenamtliche die 
vorlegen sollen

fordern zur Vorlage auf

legt eFZ vor

verpflichtet
 zur 

Vereinbarung 
und 

Umsetzung

informiert
 über

 Vereinbarung
 und Gesetz

informiert
über

Umsetzung

gibt 
Rückmeldung 

über 
(nicht-)erfolgte 

Vorlage

sendet 
Listen 

an

Einwohnermeldeamt
beantragt

kostenfreit
eFZ
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Prozessübersicht zur Umsetzung des SGB VIII, §72a 
im Sinne des Bundeskinderschutzgesetzes für die Abteilung 1.6 Jugend im Bistum Trier
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